
Inhalt 

Danksagung  |  9 

Einleitung: Das Dilemma des öffentlichen  
Sprechens über den Islam  |  11 

TEIL I – VORURTEIL ODER RASSISMUS?  
DIE DEUTSCHSPRACHIGE DEBATTE 

1  Die Diskussion in der Vorurteilsforschung  |  31 

1.1 Der Runnymede Trust: Islamophobie als unbegründete Feindschaft  |  33 
1.2 Das Projekt ›Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit‹:  

Islamphobie als generelle Ablehnung  |  37 
1.3 Die Sammelbände ›Islamfeindlichkeit‹, ›Islamverherrlichung‹ und ›Ver-

härtete Fronten‹: vernünftige Kritik und unvernünftige Feindlichkeit  |  42 
1.4 Die Deutsche Islam Konferenz: legitime Kritik am Islam und illegitime 

Feindlichkeit gegen Musliminnen  |  48 
1.5 Die ›Mitte‹-Studien: aufklärerischer Universalismus und  

feindlicher Kulturalismus  |  49 
1.6 Fazit  |  54 

2  Rassismuskritische Perspektiven  |  57 

2.1 Die neuere deutschsprachige Rassismusforschung  |  58 
2.2 Die Kritik des antimuslimischen Rassismus  |  59 
2.3 Das Sprechen über Kultur in der Rassismuskritik  |  63 
2.4 Der Wechsel der Blickrichtung und seine Konsequenzen in der  

rassismuskritischen Praxis  |  66 
2.5 Fazit  |  94 

TEIL II – DIE REPRÄSENTATIONSKRITIK  
DER POSTCOLONIAL STUDIE 

3  Edward Said und die Hermeneutik des  
postkolonialen Verdachts  |  101 

3.1 Saids theoretische Kritik: drei Linien  |  102 
3.2 Zwei Widersprüche und ihre mögliche Auflösung  |  115 
3.3 Saids kritische Praxis: die Hermeneutik des  

postkolonialen Verdachts  |  120 
3.4 Fazit  |  138 

  

S



4  Homi Bhabha und die Ambivalenz der  
postkolonialen Kritik  |  141 

4.1 Drei ambivalente Linien  |  141 
4.2 Ambivalenzen der Ambivalenz  |  151 
4.3 Bhabhas kritische Praxis  |  160 
4.4 Fazit  |  165 

5  Gayatri Spivak und die Dekonstruktion des  
kolonialen Texts  |  167 

5.1 Das Schweigen chinesischer Frauen und indischer Witwen: 
Spivaks Repräsentationskritik  |  169 

5.2 Kolonialer Text und affirmative Dekonstruktion: 
Spivaks theoretische Kritik  |  174 

5.3 Offene Fragen statt offener Widersprüche  |  190 
5.4 Spivaks kritische Praxis  |  192 
5.5 Exkurs: Weitere Entwicklungen in Spivaks Werk  |  199 
5.6 Fazit  |  202 

TEIL III – KRITISCHE THEORIE UND KULTURELLE DIFFERENZ 

6  Jürgen Habermas und die sprachpragmatische Wende der  
kritischen Theorie  |  209 

6.1 Kommunikative Rationalität und kommunikatives Handeln  |  210 
6.2 Lebenswelt, System und soziale Evolution  |  217 
6.3 Kultur und kulturelle Differenz  |  225 
6.4 Politische Theorie und kulturelle Differenz  |  235 
6.5 Legitimes und illegitimes Sprechen über Kultur  |  248 
6.6 Fazit  |  258 

7  Seyla Benhabib und die postkoloniale Öffnung der  
kritischen Theorie  |  261 

7.1 Kultur und ihre Darstellung  |  262 
7.2 Die Aushandlung kultureller Differenz  |  266 
7.3 Die Theorie der demokratischen Iterationen und das öffentliche  

Sprechen über Kultur  |  278 
7.4 Fazit  |  286 

  



TEIL IV – DIE POSTKOLONIALE SUPPLEMENTIERUNG 
KRITISCHER THEORIE 

8  Provincializing Frankfurt: Die Moderne als pharmakon  |  293 

8.1 Die Provinzialisierung der sozialen Evolution:  
Vernunft, Geschichte und Differenz  |  297 

8.2 Die Provinzialisierung der modernen Kultur:  
differente Traditionen, multiple Modernen  |  309 

8.3 Die Provinzialisierung der metropolischen Moderne:  
Kolonialismus und antikolonialer Widerstand  |  314 

8.4 Fazit: Frankfurt als Provinz  |  324 

9  Kulturrassismus als systematisch verzerrtes 
Kommunikationsverhältnis  |  327 

9.1 Ist die neuere kritische Theorie machtblind?  |  329 
9.2 Verständigungsform: falsches und fragmentiertes Bewusstsein  |  332 
9.3 Systematisch verzerrte Kommunikation  |  341 
9.4 Soziale Macht  |  347 
9.5 Streckers Revision:  

systematisch verzerrte Kommunikationsverhältnisse  |  350 
9.6 Die Symptomatik kulturrassistisch verzerrter  

Kommunikationsverhältnisse  |  355 
9.7 Rassismuskritik als Kritik systematisch verzerrter  

Kommunikationsverhältnisse  |  374 

10  Schlussbetrachtung: Kultur und Rassismus in der  
postkolonial supplementierten kritischen Theorie  |  379 

10.1 Kultur und kulturelle Differenz  |  380 
10.2 Kultur in demokratischen Gesellschaften  |  385 
10.3 Das Sprechen über Kultur in der demokratischen Öffentlichkeit  |  387 
10.4 Kulturrassismus als systematisch verzerrtes  

Kommunikationsverhältnis  |  388 
10.5 Merkmale kulturrassistisch verzerrter Kommunikationsverhältnisse  |  390 
10.6 Das Sprechen über Kultur unter systematisch verzerrten  

Kommunikationsbedingungen  |  391 

Siglen  |  393 

Literaturverzeichnis  |  399 

 

 



 

Einleitung:  

Das Dilemma des öffentlichen  

Sprechens über den Islam  

Im Vorfeld der nordrhein-westfälischen Landtagswahlen 2012 kam es zu einer Kon-
frontation, die einem Dilemma der gegenwärtigen ›Islamdebatten‹ eine handgreifli-
che Form verlieh. Auf der einen Seite stand dabei die rechtsextreme Regionalpartei 
Bürgerbewegung pro NRW, deren Agenda in erster Linie eine Feinderklärung gegen 
Islam und Musliminnen ist. Pro NRW macht letztere für diverse gesellschaftliche 
Missstände verantwortlich und fordert als Konsequenz relativ offen diskriminierende 
Maßnahmen.1 Im Landtagswahlkampf 2012 verfolgte die Partei eine Strategie, die 
der Vorsitzende Markus Beisicht als »maximale Provokation« (Beisicht zit. n. Lan-
desintegrationsrat 2012: 6) beschrieb. Das zentrale Element dieser Strategie war eine 
öffentlichkeitswirksam als »Tour für die Freiheit« (pro NRW zit. n. Landesintegrati-
onsrat 2012: 6) angekündigte Reihe von Kundgebungen, die in unmittelbarer Nähe 
von Moscheen abgehalten wurden und deren Höhepunkt darin bestand, dass die Teil-
nehmerinnen Abbildungen der dänischen Mohammed-Karikaturen aus dem Jahr 
2005 in die Höhe hielten. Tatsächlich wurde den Kundgebungen erhebliche mediale 
Aufmerksamkeit zuteil, jedoch nicht etwa, weil sie besonders groß oder spektakulär 
gewesen wären. Vielmehr bestand der Grund darin, dass es auch Gegenkundgebun-
gen gab und sich unter den Gegendemonstrantinnen militante Salafisten befanden, 
die in Nordrhein-Westfalen ebenfalls besonders aktiv sind. In Solingen und Bonn 
versuchten einige Salafisten aus dem Umfeld der Gruppe Millatu Ibrahim, die Teil-
nehmerinnen der pro-NRW-Kundgebung anzugreifen, als diese die auf große Schil-
der gedruckten Mohammed-Karikaturen in die Höhe hielten. Diese Gegenaktion war 

                                                                                 

1  Später verschob sich der Fokus der Partei auf die Hetze gegen Asylbewerberinnen und 

Roma, ohne allerdings die gegen Islam und Musliminnen aufzugeben. Zur Agenda von pro 

NRW und den anderen pro-Parteien s. Ministerium für Inneres und Kommunales (2013: 

14-15, 52-78) und Häusler (2008). 
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im Vorfeld geplant und wurde im Nachhinein mit religiösen Argumenten gerechtfer-
tigt. Im Rahmen der Angriffe in Bonn fügte ein Salafist zwei Polizisten mit einem 
Messer schwere Verletzungen zu. Die Vorfälle wurden von pro NRW und ihren Ver-
bündeten als Beweise für die von Islam und Musliminnen ausgehende Gefahr gedeu-
tet und entsprechend skandalisiert.2  

Auf den ersten Blick handelt es sich hier um eine sehr einfache Angelegenheit. 
Es ist relativ unstrittig, dass eine Partei, die gezielt Hetze gegen Minderheiten betreibt 
und ihre Diskriminierung einfordert, demokratische Normen3 verletzt. Dasselbe gilt 
umso mehr für eine religiös-politische Gruppierung, die auf die Einrichtung eines 
Gottesstaates zielt und mit Gewalt gegen ihre Gegnerinnen vorgeht. Wie ich im Fol-
genden erläutere, handelt es sich jedoch weder beim einen noch beim anderen um ein 
völlig isoliertes Einzelphänomen, das ohne weiteres einzugrenzen wäre. Vielmehr 
sind es Extremfälle, an die sich jeweils ein Spektrum von Positionen anschließt, das 
bis in den jeweiligen Mainstream hineinreicht. Der militante Salafismus von Millatu 

Ibrahim ist eine extreme Form von autoritären und anti-egalitären Islamauslegungen, 
die in schwächerer Form bis in den Mainstream des europäischen Islam verbreitet 
sind. Der offene Hass auf Islam und Musliminnen, wie ihn pro NRW propagiert, ist 
die unverhohlene und rechtsextreme Artikulationsform eines Ressentiments, das sich 
quer durch die verschiedensten (nicht-muslimischen) Milieus und politischen Lager 
zieht (s.u.). 

Das erschwert die scheinbar einfache Distanzierung von beiden Seiten erheblich 
und führt zu einer dilemmatischen Situation. Es versteht sich keinesfalls von selbst, 
wo die Grenze zwischen einer demokratischen Kritik an Problemen innerhalb des 
Islam auf der einen Seite und einem ressentimentgeladenen, marginalisierenden 
Sprechen auf der anderen verläuft. Andersherum ist unklar, wann die Kritik an 
Ressentiments und Marginalisierungen in eine Unterminierung von Kritik an Proble-
men im Islam umschlägt, die in einer demokratischen Öffentlichkeit nicht nur legi-
tim, sondern auch notwendig ist. 

Tatsächlich führt eben dieses Dilemma zu tiefen Gräben in der Öffentlichkeit. 
Insgesamt ist etwa seit der Jahrtausendwende eine »Islamisierung der Debatten« 
(Tiesler 2006: 124) zu beobachten. Fragen von Migrationspolitik, innerer Sicherheit 
oder Jugendkriminalität werden zunehmend als ›islamische‹ Themen diskutiert. Auf-
fällig ist, dass die Schärfe im Ton besonders dann zunimmt, wenn die Debatten re-
kursiv werden und das Sprechen über den Islam selbst zum Gegenstand haben. Dann 

                                                                                 

2  Farschid 2013: 42; Ministerium für Inneres und Kommunales 2013: 15, 21-22, 52-78, 201-

210, 219, 242-263; Bundesministerium des Innern 2013: 230-236, 268-270, 312-316. 

3  In dieser Einleitung nutze ich normative Begriffe wie ›demokratische Normen‹ im Vorgriff 

auf Diskussionen, die im dritten und vierten Teil der Arbeit erfolgen. Im Falle von pro 

NRW und Millatu Ibrahim wird auch von Behörden bzw. Gerichten ein Normverstoß kon-

statiert (Ministerium für Inneres und Kommunales 2013: 21-22, 52-78, 247-248). 
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ist immer wieder eine Spaltung in zwei unversöhnliche, einander polemisch behar-
kende Lager zu beobachten. Die einen bezichtigen die anderen eines Rassismus, der 
sich bloß als Religionskritik tarne. Die so Angegriffenen sehen in ihren Gegenübern 
naive Apologetinnen des religiösen Fanatismus, die Verrat an Aufklärung und De-
mokratie begingen. Was die einen als antimuslimischen Rassismus oder Islamopho-
bie bezeichnen, gilt den anderen als dringend notwendige Islamkritik.4 Die Aus-
gangshypothese dieser Arbeit ist, dass die ausgesprochene Schärfe, mit der die Kont-
roversen geführt werden, kein Zufall ist, sondern ihre Ursache im bereits angedeute-
ten objektiven Dilemma zwischen autoritären Auslegungen des Islam einerseits und 
einer autoritären Ablehnung des Islam andererseits hat. 

In der vorliegenden Arbeit mache ich dieses Dilemma zum Ausgangspunkt einer 
eingehenden theoretischen Diskussion des öffentlichen Sprechens über Kultur und 
kulturelle Differenz. Indem ich neuere kritische Theorie und Postcolonial Studies 
komplementär lese, arbeite ich einen Ansatz heraus, mit dessen Hilfe man sowohl 
das in demokratischen Öffentlichkeiten legitime Sprechen über kulturelle Differenz 
als auch einen kulturalistisch artikulierten Rassismus begrifflich erfassen und den 
Übergangsbereich zwischen beiden vermessen kann. Durch diese theoretischen 
Überlegungen kann das objektive Dilemma freilich nicht gelöst werden, aber sie kön-
nen dazu beitragen, es zu verstehen und reflektiert damit umzugehen. 

In dieser Einleitung erläutere ich das skizzierte Dilemma zunächst ausführlicher 
(1) und formuliere die fünf sich daraus ergebenden Leitfragen meiner Untersuchung 
(2). Darauf skizziere ich den Aufbau der Arbeit (3), nehme methodische Überlegun-
gen vor (4) und lege schließlich dar, welche Fragen ausgeklammert bleiben (5). 

(1)  Das Dilemma 

Dass autoritäre Auslegungen des Islam und die autoritäre Ablehnung des Islam nicht 
auf die islamistischen und rechtsextremen Ränder des politischen Spektrums be-
schränkt sind, lässt sich anhand eines zweiten und dritten Beispiels verdeutlichen. 
Das zweite steht im Zusammenhang mit der mehrwöchigen bewaffneten Auseinan-
dersetzung zwischen Israel und der Hamas im Sommer 2014. Dieser Konflikt war in 
Deutschland und diversen anderen Ländern nicht nur von heftigen Kontroversen, 
sondern auch von einer Welle antisemitischer Vorfälle und Übergriffe begleitet. Es 
kam zu Brandanschlägen auf Synagogen, tätlichen Angriffen auf Jüdinnen bzw. auf 
Personen, die als solche wahrgenommen wurden, zu Sachbeschädigungen gegen ihre 
Wohnungen und Geschäfte sowie zu zahlreichen Fällen antisemitischer Hetze 
                                                                                 

4  Eine besonders scharf ausgetragene Kontroverse in den deutschen Feuilletons entzündete 

sich Anfang 2010 an der Vergleichbarkeit von Islamophobie und Antisemitismus. Zu den 

Beteiligten zählten unter anderem Benz (2010), Broder (2010), Mohr (2010) und Seidl 

(2010). Zu dieser Kontroverse s. Bielefeldt (2010: 3) und Biskamp (2011: 136-137). 
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(Amadeu Antonio Stiftung 2014). Einige dieser Vorfälle fanden im Rahmen oder im 
Kontext von Kundgebungen und Demonstrationen statt, die sich eindeutig gegen Is-
rael positionierten und teils mehrere tausend Teilnehmerinnen anzogen. Hier war ein 
Spezifikum dieser Welle von Antisemitismus zu beobachten: Immer wieder traten 
große Personengruppen in Erscheinung, die im Wechsel antisemitische Slogans und 
explizit islamisch-religiöse Parolen skandierten.5 Daher liegt der Schluss nahe, dass 
der Antisemitismus in diesen Fällen nicht nur von Musliminnen geäußert wurde, son-
dern auch religiös aufgeladen und Teil eines islamischen Weltbilds war. Zwar äußer-
ten sowohl islamische Dachverbände als auch zahlreiche muslimische Einzelperso-
nen eine deutliche Ablehnung dieses offenen Antisemitismus,6 jedoch wurde auch 
der Fall eines Predigers publik, der zur selben Zeit in seiner Freitagspredigt in der 
Berliner al-Nur-Moschee Gott um die Vernichtung der Juden bat (Straub 2014; Has-
selmann 2014). Es geht hier also nicht um ein Problem des Islam insgesamt, aber 
doch um eine Artikulationsform von Antisemitismus, die zumindest einigen seiner 
Akteurinnen als Ausdruck ihrer religiösen Identität zu gelten scheint und von ihnen 
explizit religiös begründet wird. Ersten Einschätzungen zufolge handelt es sich bei 
den Akteurinnen dieses Antisemitismus vor allem um Jugendliche und junge Er-
wachsene, die sich stark mit dem Islam identifizieren, deren politische oder religiöse 
Bindung aber weder einheitlich noch in allen Fällen besonders stark ausgeprägt ist. 
Ihre antisemitische Gesinnung bezögen sie vielfach aus dem sozialen und familiären 
Umfeld sowie aus sozialen Netzwerken, wo sich entsprechende (Falsch-)Meldungen 
und Verschwörungstheorien schnell verbreiteten.7  

                                                                                 

5  Zu den antisemitischen Parolen zählten unter anderem: »Jude, Jude, feiges Schwein, komm 

heraus und kämpf allein!« und: »Khaibar, Khaibar ya yahud! Jaisyu muhammad saufa 

ya’du!« (»Khaibar, Khaibar, oh Ihr Juden, Mohammeds Heer wird bald wieder kom-

men!«). Letztere Parole bezieht sich auf einen Feldzug gegen den Ort Khaibar, in dem der 

islamischen Geschichtsschreibung zufolge Mohammeds Armee einen jüdischen Stamm 

vernichtend geschlagen hat. Verweist dies schon explizit auf einen islamischen Referenz-

rahmen, wird dieser dadurch noch deutlicher, dass im Wechsel mit den antisemitischen 

Parolen auch das Takbir (›Allahu Akbar‹/›Gott ist der Größte‹) sowie die Schahada, also 

das islamische Glaubensbekenntnis (›La ilaha illa Allah, Muhammadun Rasulu Allah‹/›Es 

gibt keinen Gott außer Gott, Mohammed ist der Gesandte Gottes‹), skandiert wurden (z.B. 

Schmidt 2014). 

6  Die Distanzierungen wurden nicht in allen Fällen für entschieden genug oder glaubwürdig 

gehalten (Voigts 2014). 

7  Zu den Vorfällen 2014 s. Mansour/Hollstein (2014) und Mansour/Rietzschel (2014), zum 

Antisemitismus unter Musliminnen in Europa insgesamt s. Arnold/Jikeli (2008), Kiefer 

(2008), Müller (2008b; 2008c), Scherr/Schäuble (2008), Stender (2008), Holz/Kiefer 

(2010), Tietze (2010), Wetzel (2010), Jikeli (2012), Hößl (2013) und Edthofer (2015).  
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Als Reaktion auf die antisemitischen Vorfälle kam es in der deutschen Öffent-
lichkeit zu einer neuerlichen Debatte über Antisemitismus unter Musliminnen, in der 
das Problem sowie der mögliche Umgang damit diskutiert wurden. Diese Diskussio-
nen nahmen jedoch in einigen Fällen selbst problematische Züge an. Prominentestes 
Beispiel hierfür ist ein Kommentar von Nicolaus Fest in der Bild am Sonntag. Unter 
der Überschrift Islam als Integrationshindernis vertritt der damalige stellvertretende 
Chefredakteur des Boulevardblattes die These, dass zwar nicht alle Religionen ge-
fährlich seien, der Islam aber schon. Er spricht von einer »überproportionale[n] Kri-
minalität von Jugendlichen mit muslimischem Hintergrund«, von einer »totschlagbe-
reite[n] Verachtung des Islam für Frauen und Homosexuelle«, von »Zwangsheiraten, 
›Friedensrichter[n]‹, ›Ehrenmorde[n]‹« sowie von »antisemitische[n] Pogrome[n]«. 
Daraus ergibt sich auch sein allgemeines Urteil: »der Islam stört mich immer mehr« 
(Fest 2014). Fest macht nicht nur den Islam insgesamt und ohne jede Differenzierung 
oder Einschränkung für die genannten Phänomene verantwortlich, er schließt den 
Kommentar auch mit Sätzen ab, die als Aufforderung zur staatlichen Diskriminierung 
gegen Musliminnen zu verstehen sind:  

»Ist Religion ein Integrationshindernis? Mein Eindruck: nicht immer. Aber beim Islam wohl 

ja. Das sollte man bei Asyl und Zuwanderung ausdrücklich berücksichtigen! Ich brauche kei-

nen importierten Rassismus, und wofür der Islam sonst noch steht, brauche ich auch nicht« 

(Fest 2014). 

Dieser Kommentar war der prominenteste, aber nicht der einzige Fall, in dem die 
Kritik von islamischem Antisemitismus in eine offene Ablehnung gegen Muslimin-
nen umschlug (s. z.B. Altenbockum 2014). Ebenso wie der offene Antisemitismus 
von Islamverbänden verurteilt wurde, erfuhr auch Fests Kommentar von zahlreichen 
medialen Kommentatorinnen, von Politikerinnen und sogar innerhalb der Bild-
Gruppe selbst deutliche Ablehnung (Diekmann 2014; Mutlu 2014; Horn 2014).  

Nichtsdestotrotz zeigt dieses zweite Beispiel, dass antidemokratische Auslegun-
gen des Islam nicht auf militante salafistische Gruppen wie Millatu Ibrahim be-
schränkt sind und dass Diskriminierungsforderungen gegen Islam und Musliminnen 
nicht nur von extremistischen Parteien wie pro NRW, sondern auch im medialen 
Mainstream geäußert werden. 

Im dritten Beispiel wird deutlich, dass das Dilemma nicht immer in Form offener 
Konflikte und zeitlich eingegrenzter Ereignisse auftreten muss, sondern auch eine 
sehr viel alltäglichere, stetigere Form annehmen kann. In der Mitte der Taunusstraße, 
die die zentrale Achse des Kölner Stadtteils Humboldt-Gremberg bildet, steht eine 
wohlfrequentierte Moschee, die nach dem marokkanischen Scheich Taqiyyu d-Din 
al-Hilali benannt ist und deren Angebot sich in erster Linie an die deutsch-marokka-
nische Community in Köln und Umgebung richtet. Auf der mit der Moschee assozi-
ierten Website basseera.de wird deutlich, dass die Auslegung des Islam, zu der man 
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sich bekennt, nach gängigen Definitionen keineswegs als islamistisch zu bezeichnen 
ist. Im Gegenteil distanziert man sich deutlich von politischen Islamauslegungen, 
verurteilt radikale oder gar militante Bewegungen im Islam scharf und plädiert für 
eine quietistische und weitestgehend legalistische Haltung – sowohl in Bezug auf 
mehrheitlich islamische als auch in Bezug auf westliche Länder (basseera 2009a; 
2009b; 2011a; 2011b; 2011c).8  

Andererseits bietet die Gemeinde auf der Website in Form einer Fragen-und-Ant-
wort-Liste auch eine Reihe von Fatwas an, also religiöse Rechtsgutachten, die das 
ihrer Auslegung nach islamisch korrekte Verhalten darlegen. Viele dieser Gutachten 
beziehen sich auf das Geschlechterverhältnis und geben eindeutig patriarchalische 
Verhaltensregeln vor. Außerhalb des engsten Familienkreises sollen Frauen Männern 
nur verschleiert gegenübertreten und sich auch dann keinesfalls mit ihnen verabreden 
oder Blickkontakt aufnehmen (basseera 2009c; 2009d). Selbst schriftlicher oder te-
lefonischer Kontakt zwischen Männern und Frauen ist nur im engsten Familienkreis 
erlaubt – sogar für Verlobte ist er bis zur offiziellen Eheschließung verboten (bas-
seera 2010a; 2010b). Frauen sollen generell nicht tanzen und ohne Begleitung eines 
männlichen Vormunds auch nicht verreisen (basseera 2010c; 2011d). Der im engeren 
Sinne patriarchalische Charakter dieser Normen wird am deutlichsten bei den Rege-
lungen der Eheschließung: Männer dürfen mehrere Frauen heiraten, aber Frauen nie 
mehr als einen Mann, muslimische Männer dürfen nichtmuslimische Frauen heiraten, 
aber muslimische Frauen keine nichtmuslimischen Männer. Zudem seien Ehen nur 
gültig, wenn ein männlicher Vormund der Braut seine Zustimmung gibt – der Bräu-
tigam braucht keine derartige Erlaubnis (2009e; 2009f; 2010d).  

Auch wenn diese Normen als religiöse Regeln formuliert sind, an die sich alle 
Musliminnen zu halten haben, ist kaum davon auszugehen, dass alle Moscheebesu-
cher und ihre Familien tatsächlich ein in allen Details danach ausgerichtetes Leben 
führten. Allerdings kann auch nicht andersherum unterstellt werden, dass derartig 
strikt patriarchalische Normen die Lebensführung unberührt ließen. Und obwohl es 
sich bei der Formulierung solcher Regeln anders als in den ersten beiden Beispielen 
nicht um Straftaten handelt, so doch um anti-egalitäre Äußerungen, die mit guten 
Gründen Gegenstand der öffentlichen Kritik werden können. 

Auch dieser Fall hat eine zweite Seite, denn der Stadtteil Humboldt-Gremberg ist 
zugleich eine Hochburg von pro Köln, dem örtlichen Zweig von pro NRW. Bei den 
Kommunalwahlen 2009 kam die Partei auf 10,4 Prozent der Stimmen, 2014, nach 

                                                                                 

8  Die an die Gelehrten al-Albani und al-Madkhali anschließende Auslegung des Islams, wie 

sie auf basseera.de vertreten wird, ist dem puristischen Salafismus zuzurechnen, der auf-

grund seiner antipolitischen Haltung nicht als islamistisch gilt (basseera 2009a; Farschid 

2013: 45-49; Ceylan/Kiefer 2013: 82-88; Brachman 2009: 23-52). Nichtsdestoweniger ori-

entiert sich diese Islamauslegung am saudischen Königshaus, so dass beispielsweise der 

Konflikt im Jemen entsprechend antischiitisch gedeutet wird (basseera 2015). 
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einigen lokalpolitischen Skandalen, noch auf 4,9 Prozent – beides zählt stadtweit zu 
den stärksten Ergebnissen (Stadt Köln 2009: 35; 2014: 56). Ende 2010, als die Pläne 
zur Einrichtung der Moschee in der Taunusstraße öffentlich wurden, startete pro Köln 
eine Kampagne »NEIN zur Marokkaner-Moschee in Humboldt-Gremberg« (pro 
Köln 2010e), verteilte im Stadtteil entsprechende Flugblätter und initiierte eine – er-
folglose – Petition (pro Köln 2010a; 2010b; 2010c; 2010d; 2010e). Zum Repertoire 
der ›Argumente‹, mit denen die pro-Parteien gegen Musliminnen hetzen, zählt stets 
auch die Positionierung »gegen die Unterdrückung der Frau im Islam« (pro Köln 
2008). 

In diesem dritten Beispiel wird deutlich, dass es sich bei den hier beschriebenen 
Konflikten weder um einen im Weltmaßstab ausgetragenen Kampf der Kulturen noch 
in jedem Falle um einen Streit klar eingrenzbarere politischer Akteurinnen handelt, 
sondern auch um Spannungen innerhalb geteilter Lebenswelten. Die beiden Seiten, 
also in diesem Falle die Wählerinnen von pro Köln und die Mitglieder der Moschee-
gemeinde, leben in denselben Stadtteilen, besuchen dieselben Kindergärten, Schulen, 
Ärzte, Spielplätze, haben dieselben Arbeitgeberinnen usw. 

In allen drei Beispielen steht auf der einen Seite ein Phänomen, das auf einer 
jeweils spezifischen Weise beruht, den Islam auszulegen oder islamische Identität 
nach außen zu kehren: im ersten Fall der gewaltsame Angriff gegen die als Frevel 
wahrgenommenen Mohammed-Karikaturen, die Personen, die sie präsentieren, und 
die Polizistinnen, die sie schützen, im zweiten Fall der mit einer islamischen Identi-
fikation verknüpfte Antisemitismus und im dritten Fall religiöse Normen mit eindeu-
tig patriarchalischem Gehalt. Dem steht jeweils eine Form von Hetze gegenüber, die 
sich gegen Musliminnen als Musliminnen bzw. gegen den Islam als Islam richtet und 
sich mehr oder weniger deutlich auf die genannten Phänomene bezieht. Jeweils ver-
letzen beide Seiten demokratische oder egalitäre Normen. 

In all diesen Fällen taucht somit das eingangs beschriebene Dilemma auf: Wann 
befeuert eine Verurteilung der salafistischen Angreifer in Bonn und Solingen die 
Hetze von pro NRW? Wann schlägt eine Kritik von islamischem Antisemitismus auf 
deutschen Straßen in die Positionen des Bild-am-Sonntag-Kommentars von Fest um? 
Wann stärkt eine Kritik der von der Moscheegemeinde in der Taunusstraße vertrete-
nen patriarchalischen Geschlechternormen die Position von pro Köln? Oder anders-
herum gefragt: Wie kann die Hetze gegen und die Marginalisierung von Islam und 
Musliminnen problematisiert werden, ohne dabei die Kritik an realen Problemen zu 
unterminieren? In einer allgemeineren Form: Welches Sprechen über religiöse oder 
kulturelle Traditionen und Minderheiten im Allgemeinen sowie über Islam und Mus-
liminnen im Besonderen kann als legitimer Bestandteil demokratischer Diskussionen 
gelten? Welches Sprechen muss selbst zum Gegenstand der Kritik werden, weil es 
zur Stigmatisierung und Marginalisierung einer kulturellen Tradition oder Gruppe 
beiträgt? Wie kann das aus demokratischer Perspektive illegitime Sprechen proble-
matisiert werden, ohne dabei auch legitime Diskussionsbeiträge zu stigmatisieren, 
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die Kritik an Problemen zu diskreditieren und demokratische Debatten zu delegiti-
mieren?  

Diese Fragen sind insbesondere deshalb nicht ohne weiteres zu beantworten, weil 
weder die Grenzen der in den Beispielen angesprochenen antidemokratischen Phä-
nomene im Islam noch die Grenzen des antidemokratischen Sprechens über den Is-
lam klar zu ziehen sind. Die Phänomene innerhalb des Islam, die in öffentlichen De-
batten problematisiert werden, lassen sich grob in vier unterschiedliche Kategorien 
einordnen, die jeweils für eine andere Weise stehen, auf die sich die muslimischen 
Akteurinnen dabei auf den Islam beziehen.  

Erstens geht es wie bei den Ausschreitungen in Bonn und Solingen um Islamis-
mus bzw. um Islamistinnen und ihr Handeln. Als Islamismus werden politische Aus-
legungen des Islam bezeichnet, die etwa seit dem frühen 20. Jahrhundert formuliert 
werden und in vielfältiger Form auftreten. In ihrem Kern steht das Streben nach einer 
islamischen Staats- und Gesellschaftsordnung. Gruppen wie Millatu Ibrahim bilden 
das Extrem dieses Spektrums. Sie sind bereit, für die Errichtung einer islamischen 
Gesellschaftsordnung sowohl in mehrheitlich islamisch geprägten Staaten als auch in 
allen anderen Staaten tödliche Gewalt anzuwenden. Sie kämpfen, wie Guido Stein-
berg (2005) es ausdrückt, gegen den ›nahen‹ und gegen den ›fernen Feind‹. Solche 
Gruppen werden vom islamischen Mainstream klar abgelehnt und auch öffentlich 
verurteilt. Jedoch erstreckt sich von ihrer Extremposition ein kontinuierliches Spekt-
rum, das über Akteurinnen, die keine Gewalt in westlichen Ländern verüben, aber 
militant-islamistische Gruppierungen in mehrheitlich islamischen Staaten unterstüt-
zen, sowie Akteurinnen, die auf legalem, politischem Weg eine islamische Ordnung 
etablieren wollen, bis in den islamischen Mainstream reicht. Es ist alles andere als 
klar, wo genau die Grenze verläuft, die mit demokratischen Normen vereinbare Aus-
legungen des Islam von einem legalistischen Islamismus trennt, der mit vorerst de-
mokratischen Mitteln antidemokratische Ziele verfolgt. Das zeigt sich beispielsweise 
in der anhaltenden Auseinandersetzung um die Einordnung der Islamischen Gemein-

schaft Millî Görüş (Schiffauer 2010; Kandel 2011; Pfahl-Traughber 2013; Schmidin-
ger 2013).9 

Zweitens geht es wie im Falle des während des Gaza-Konfliktes aufgeflammten 
Antisemitismus um Phänomene, die keinem bestimmten politischen Lager und keiner 
einzelnen Auslegung des Islam zugeordnet werden können, die aber in einem Zu-

                                                                                 

9  Zur Verbreitung von islamistischen und islamismusaffinen Einstellungen unter Muslimin-

nen in Deutschland s. Brettfeld/Wetzels (2007) und Frindte et al. (2012). 
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sammenhang zur islamischen Selbstidentifikation der Akteurinnen stehen. Die reli-
giöse Aufladung und der Bezug auf die islamische Tradition variieren stark und wer-
den höchst unterschiedlich eingeschätzt.10  

Drittens geht es immer wieder um diskriminierende Normen, insbesondere in Be-
zug auf Geschlecht und Sexualität, die auch ein zentraler Bestandteil vieler nicht is-
lamistischer Islamauslegungen sind. Die oben skizzierten Positionen der Moschee in 
Humboldt-Gremberg sind dabei zwar deutlicher patriarchalisch geprägt als die der 
großen islamischen Dachverbände in Deutschland. Jedoch zeigen auch letztere klar 
patriarchalische Züge.11  

Viertens schließlich geht es in öffentlichen Debatten immer wieder um Praktiken 
wie Ehrenmorde und Zwangsehen, die bei den Organisationen und Institutionen des 
islamischen Mainstreams auf Ablehnung stoßen, in einigen muslimischen Commu-
nities aber Verbreitung finden und teilweise religiös legitimiert werden. Die entspre-
chenden Islamauslegungen sind regionalkulturell geprägt und weichen teils erheblich 
von den majoritären, orthodox-islamischen Lehren ab. Sie werden als traditioneller 
Islam oder als Volksislam bezeichnet.12  

Somit erweisen sich diejenigen Phänomene innerhalb des Islam, die in öffentli-
chen Debatten als antidemokratisch und antiegalitär problematisiert werden, nicht 
nur als vielfältig, sondern auch als äußerst schwer einzugrenzen.  

Analoges gilt für das Ressentiment gegen und die Marginalisierung von Islam 
und Musliminnen. So werden rechtsextreme Parteien und Gruppen wie pro NRW und 
pro Köln von den meisten Akteurinnen des demokratischen Mainstreams eindeutig 
abgelehnt; in Bezug auf ihre feindliche Haltung gegenüber dem Islam ist jedoch wie-
derum ein fließender Übergang zu beobachten, der von noch radikaleren, offen Ge-
walt befürwortenden Hetz-Seiten im Internet über Organisationen wie pro NRW und 
einige Zwischenstufen bis in den öffentlichen Mainstream reicht, wie ihn die großen 
Tageszeitungen und Wochenmagazine repräsentieren.13  

                                                                                 

10  Zum Antisemitismus unter Musliminnen in Europa s. Arnold/Jikeli (2008), Kiefer (2008), 

Müller (2008b; 2008c), Scherr/Schäuble (2008), Stender (2008), Holz/Kiefer (2010), 

Tietze (2010), Wetzel (2010), Jikeli (2012) und Hößl (2013). 

11  Zu den Positionen der deutschen Islamverbände s. Wunn (2007), Rosenow/Kortmann 

(2011) und Seufert (1999), spezifisch zu patriarchalischen Elementen s. Schrode (2014). 

12  Zum Begriff des traditionellen Islam oder Volksislam s. Biskamp/Hößl (2013: 29-30); zu 

traditionell-heterodox argumentierenden Imamen in deutschen Moscheen s. Ceylan (2010: 

79-109); zur religiösen Legitimierung und Ablehnung von Ehrenmorden in Deutschland s. 

ufuq (2008); zu Ehrenmorden allgemein s. Oberwittler/Kasselt (2011), Yazgan (2011) und 

Agel (2013). 

13  Ein deutliches Zeichen der breiten gesellschaftlichen Ablehnung gegenüber den pro-Par-

teien war beispielsweise der Protest gegen den ›Anti-Islamisierungskongress‹, den pro 
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Die Gleichzeitigkeit von antidemokratischen Auslegungen des Islam und antide-
mokratischen Weisen des Sprechens über den Islam sowie die Unschärfe beider Phä-
nomene konstituiert das eingangs angesprochene Dilemma, das eine Ursache für die 
Schärfe darstellt, mit welcher die Kontroversen über das Sprechen über den Islam 
geführt werden: Es ist kaum zu entscheiden, wo die Grenze zwischen einer aus de-
mokratischer Perspektive legitimen oder gar notwendigen Kritik bestimmter Ausle-
gungen des Islam und einer ressentimentgeladenen Marginalisierung von Islam und 
Musliminnen verläuft. Dementsprechend ist ebenfalls kaum zu entscheiden, mit wel-
cher Form der Thematisierung sich Sprecherinnen einer antidemokratischen Stigma-
tisierung von Islam und Musliminnen schuldig machen und mit welcher sie antiega-
litäre religiöse Positionen gegen notwendige Kritik immunisieren. Weil beides 
schwere Vorwürfe sind, verwundert es kaum, dass die Kontroversen mit großer 
Schärfe ausgetragen werden. 

Ich nutze hier bewusst das vage Begriffspaar legitim/illegitim, um keine begriff-
lichen Vorentscheidungen zu treffen. Im eingangs angesprochenen öffentlichen Streit 
um das Sprechen über den Islam geht es ebenso wie in meiner daran anknüpfenden 
Arbeit nicht um Legalität, also nicht um die Frage, welches Sprechen die von der 
jeweiligen Legislative gezogenen Grenzen der freien Meinungsäußerung überschrei-
tet. Vielmehr geht es um die Frage, welches Sprechen als Beitrag zu demokratischen 
Debatten gelten kann und welches Ressentiments ausdrückt bzw. die Stigmatisierung 
oder Marginalisierung von Minderheiten fördert.  

(2)  Fünf Forschungsfragen 

Um die Implikationen zu erfassen, die dieses Dilemma für das öffentliche Sprechen 
über Kultur hat, sind fünf theoretische Forschungsfragen zu bearbeiten: Erstens ist 
kulturtheoretisch herauszuarbeiten, was unter Kultur und Religion bzw. unter kultu-
reller und religiöser Differenz zu verstehen ist. Zweitens ist politisch-theoretisch dar-
zulegen, welche Rolle Kultur und Religion sowie kulturelle und religiöse Differenz 
in demokratischen Rechtsstaaten spielen können oder sollen. Drittens sind politisch-
theoretische bzw. ethische Reflexionen darüber notwendig, welche Weisen des Spre-
chens über kulturelle oder religiöse Traditionen und Gruppen in demokratischen Ge-
sellschaften legitim sind und welche nicht. Viertens ist das aus demokratischer Per-
spektive problematische, zu Marginalisierung beitragende Sprechen theoretisch zu 
erfassen und sind seine Funktionsweisen, Effekte, Grundlagen sowie Ursachen zu 
beschreiben. Fünftens schließlich gilt es, Kriterien herauszuarbeiten, anhand derer 
die illegitimen Weisen des Sprechens erkannt, von legitimen unterschieden und kri-

                                                                                 

Köln 2008 in Köln ausrichten wollte, s. z.B. Jacobsen/Wittrock (2008). Zu den Websites s. 

z.B. Shooman (2008). Zum Spektrum insgesamt s. Kapitel 1 und 2. 
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tisiert werden können. Aufgrund des bereits beschriebenen Kontinuums von Positio-
nen können diese Kriterien kein Lackmustest sein, der alle Äußerungen, Texte oder 
Autorinnen als entweder legitim oder illegitim bestimmt. Jedoch sollten die Kriterien 
es ermöglichen, den Bereich des Überganges zu vermessen und mit Gründen Urteile 
darüber zu fällen, ob und in welchem Maße Positionen, Debatten, Äußerungen, Texte 
oder kulturelle Darstellungen durch illegitimes und legitimes Sprechen geprägt sind. 

(3)  Struktur der Arbeit 

Diese Forschungsfragen bearbeite ich in insgesamt 10 Kapiteln, die in vier themati-
sche Teile gruppiert sind. Der erste Teil umfasst zwei Kapitel, in denen ich den ak-
tuellen Stand der wissenschaftlichen Forschung zum illegitimen Sprechen über den 
Islam rekapituliere. In Kapitel 1 lege ich dar, wie die Vorurteilsforschung versucht, 
eine klare Grenze zwischen legitimem und illegitimem Sprechen über den Islam zu 
ziehen, wenn sie Vorurteile gegen Islam und Musliminnen beforscht. Ich zeige auf, 
dass hier zwar zahlreiche wichtige Argumente formuliert werden, aber deutlicher the-
oretischer Reflexionsbedarf besteht, wobei sich insbesondere der der Vorurteilsfor-
schung eigene Fokus auf die Bewusstseinsebene als Problem erweist. In Kapitel 2 
diskutiere ich Beiträge der Rassismusforschung, die sich in expliziter Abgrenzung 
zur Vorurteilsforschung positioniert. Dabei komme ich zu dem Ergebnis, dass der 
rassismuskritische Ansatz seine Stärken hat, wenn es darum geht, aufzuzeigen, wie 
Marginalisierung funktioniert. Jedoch gehen die entsprechenden Autorinnen gar 
nicht davon aus, dass es im öffentlichen Sprechen ein Dilemma gibt und dass das 
illegitime Sprechen gegen ein legitimes abzugrenzen ist. Im Gegenteil zeigt sich hier 
immer wieder eine Verdachtshermeneutik, vor der jede problematisierende Bezug-
nahme auf den Islam als Teil eines rassistischen Diskurses erscheint, so dass sich 
auch dieser Ansatz als unzureichend erweist. Daher wende ich mich im weiteren Ver-
lauf zwei theoretischen Forschungsprogrammen zu, die das illegitime und legitime 
Sprechen über Kultur und kulturelle Differenz systematisch diskutieren. 

Dies sind zunächst postkoloniale Theorien, die ich im zweiten Teil diskutiere. 
Diese Bezugnahme liegt nahe, weil sich postkoloniale Ansätze seit ihren Anfängen 
mit dem Sprechen über Kultur und Religion im Allgemeinen sowie über den Islam 
im Besonderen beschäftigen und zu den theoretischen Hauptreferenzen der rassis-
muskritischen Autorinnen zählen. Daher geht es in diesem zweiten Teil im Kern da-
rum, herauszuarbeiten, inwieweit die Stärken und Probleme des rassismuskritischen 
Ansatzes bereits in den Referenztheorien angelegt sind und inwieweit diese einen 
Weg aus dem Dilemma bieten. In den Kapiteln 3, 4 und 5 diskutiere ich die Thesen, 
die die postkolonialen Schlüsseltheoretikerinnen Edward Said, Homi Bhabha und 
Gayatri Spivak über Kultur und das Sprechen über Kultur formulieren. Dabei zeigt 
sich ein ähnliches Bild wie bei den rassismuskritischen Ansätzen: Wiederum finden 
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sich ausführliche Reflexionen des marginalisierenden Sprechens über Kultur, wiede-
rum wird das in demokratischen Öffentlichkeiten wünschenswerte Sprechen kaum 
thematisiert – obwohl gerade Spivaks Texte zahlreiche Andeutungen in diese Rich-
tung enthalten, an die sich anknüpfen lässt. Diese Einseitigkeit legt nahe, postkolo-
niale und rassismuskritische Ansätze durch ein Forschungsprogramm zu ergänzen, 
das gerade das demokratische Sprechen über Kultur in den Fokus stellt. 

Ein solches Programm finde ich in der neueren kritischen Theorie nach ihrer 
durch Jürgen Habermas eingeleiteten kommunikationstheoretischen Wende, die ich 
im dritten Teil meiner Arbeit ausführlich diskutiere. Seit den 1990er Jahren hat Ha-
bermas ausführliche normative Überlegungen über Auseinandersetzungen um kultu-
relle Differenz in demokratischen Rechtsstaaten vorgelegt, die er später auf Fragen 
religiöser Differenz zuspitzt. Seyla Benhabib führt diese Überlegungen weiter und 
widmet dabei problematischen Diskussionsverläufen deutlich mehr Aufmerksamkeit 
als Habermas. In den Kapiteln 6 und 7 rekonstruiere ich die Thesen dieser beiden 
Autorinnen und arbeite heraus, dass die Stärken und Schwächen dieses Ansatzes 
komplementär zu denen der postkolonialen Theorie sind. Die beiden legen überzeu-
gende normative Überlegungen darüber vor, welches Sprechen über Kultur und kul-
turelle Gruppen in demokratischen Öffentlichkeiten legitim oder wünschenswert ist, 
jedoch haben sie in Bezug auf die Funktionsweisen und Ursachen des illegitimen 
Sprechens verhältnismäßig wenig zu bieten.  

Somit bietet es sich an, beide Theorietraditionen komplementär zu lesen, was ich 
im vierten Teil ausführlich darlege. Weil neuere kritische Theorie und Postcolonial 
Studies aber in vielerlei Hinsicht gegensätzliche Positionen vertreten, diskutiere ich 
in Kapitel 8 zunächst diejenigen Faktoren, die einer Zusammenführung im Wege ste-
hen, und skizziere, wie die beiden Ansätze einander dennoch produktiv ergänzen 
können: ›Frankfurt‹ müsste dafür ›provinzialisiert‹ und die postkoloniale Theorie von 
ihren reduktionistischen Tendenzen bereinigt werden. In Kapitel 9 führe ich die Fä-
den zusammen und zeige, wie sich die Reflexionen der Postcolonial Studies mit Hilfe 
von Habermas’ Konzept der systematisch verzerrten Kommunikation in die neuere 
kritische Theorie einbeziehen lassen. Mithilfe dieser postkolonial supplementierten 
kritischen Theorie entwickele ich ein Verständnis von Kulturrassismus als systema-
tisch verzerrtem Kommunikationsverhältnis. Dieses Verständnis erlaubt es, sowohl 
Marginalisierungsprozesse als auch demokratische Aushandlungen kultureller Diffe-
renz zu erfassen – wobei auch einige Argumente der in den ersten beiden Kapiteln 
kritisierten Vorurteils- und Rassismusforschung in neuer Einbettung produktiv wer-
den. Im abschließenden Kapitel 10 schlage ich den Bogen zurück zum Ausgangs-
punkt der Arbeit, indem ich die drei eingangs beispielhaft skizzierten Konflikte vor 
dem Hintergrund meiner theoretischen Thesen diskutiere. 
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(4)  Methodische Überlegungen 

Aus den Forschungsfragen ergibt sich eine theoretische Ausrichtung und eine inter-
disziplinäre Verortung. Die Arbeit kombiniert Aspekte von soziologischer Theorie, 
politischer Theorie und Kulturtheorie. Die Methodik lässt sich anhand der Begriffe 
Theorievergleich, rationale Rekonstruktion und Hermeneutik erläutern. 

Um einen Theorievergleich14 handelt es sich bei meiner Arbeit insofern, als im 
ersten und zweiten Teil die Ansätze von fünf Theoretikerinnen aus zwei verschiede-
nen Theorietraditionen nebeneinandergestellt und dann gegeneinander gelesen wer-
den. Der Vergleich ist jedoch weder Selbstzweck noch zielt er auf die Theorien als 
Ganze. Es geht nicht darum, zu bewerten, welche Theorie insgesamt ›besser‹ oder 
›schlechter‹ ist bzw. ein größeres oder geringeres ›kritisches Potenzial‹ hat.15 Viel-
mehr geht es um den Beitrag, den sie jeweils zur Beantwortung der fünf Forschungs-
fragen leisten können. 

Im Ansinnen, die verschiedenen Ansätze komplementär zu lesen und am Ende 
den Versuch einer Zusammenführung zu unternehmen, sind bereits wissenschafts- 
bzw. metatheoretische Grundannahmen impliziert. Ich verstehe die zwei bzw. fünf 
Ansätze nicht mit Kuhn (1974; 1976) als inkommensurable Paradigmen, sondern mit 
Lakatos (1974; 1978; 1979) als verschiedene Forschungsprogramme, die zwar in je 
eigener Weise zur Erkenntnis beitragen, aber rational zugänglich und miteinander 
vermittelbar sind. Um den teils deutlichen Unterschieden zwischen den Ansätzen ge-
recht zu werden, muss nach dem Vergleich und vor dem Versuch der Zusammenfüh-
rung eine Analyse der einer einfachen Zusammenführung im Wege stehenden Sperr-
potentiale16 erfolgen, die ich in Kapitel 8 vornehme. 

Um herauszuarbeiten, welchen Beitrag die einzelnen Autorinnen und ihre Schrif-
ten zur Beantwortung der Forschungsfragen leisten, reicht es nicht aus, die entspre-
chenden Aussagen zu isolieren und nebeneinanderzustellen. Wenn man die Ansätze 
als Forschungsprogramme ernst nimmt, können die Einzelaussagen nur im jeweiligen 
Theoriekontext verstanden werden. Daher handelt es sich bei den fünf den einzelnen 
Theoretikerinnen gewidmeten Kapiteln um auf meine Forschungsfragen ausgerich-
tete rationale Rekonstruktionen ihrer Ansätze.17 Ich setze bei den je eigenen Aus-
gangspunkten und Fragestellungen der Autorinnen an, zeichne dann aber nur die für 
meine Forschungsfragen relevanten Linien ihrer Theorie nach. Die dabei formulierte 
                                                                                 

14  Zum Theorievergleichen s. March (2009), Freeden (2007) und Zapf (2013: 46-48). 

15  Darin unterscheidet sich die Arbeit beispielsweise von Thomas Biebrichers (2005) verglei-

chender Studie über Foucault und Habermas, mit der sie sonst vieles gemein hat. 

16  Den Begriff des Sperrpotentials übernehme ich von Biebricher (2007: 243). 

17  Mit Rekonstruktion ist hier in erster Linie die Rekonstruktion theoretischer Ansätze ge-

meint, nicht die Rekonstruktion gesellschaftlicher Entwicklungen. Zum Rekonstruktions-

begriff s. Zapf (2013: 71-80). 
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Kritik der einzelnen Werke ist dementsprechend sowohl transzendent als auch im-
manent. Sie ist transzendent insofern, als ich letztlich auf die Frage ziele, inwiefern 
die Ansätze zur Reflexion des eingangs geschilderten und somit von außen an die 
Texte herangetragenen Dilemmas beitragen können; sie ist immanent insofern, als 
ich die jeweiligen Beiträge immer daran bemesse, ob sie den von den Autorinnen 
selbst formulierten oder implizierten Ansprüchen genügen, sowie daran, ob sie sich 
in performative oder explizite Widersprüche verstricken. Weil meine Arbeit letztlich 
auf die Frage zielt, auf welcher Grundlage und nach welchen Kriterien Ressentiments 
und Marginalisierungsprozesse kritisiert werden können, diskutiere ich im Rahmen 
der Rekonstruktionen nicht nur die theoretischen Thesen der Autorinnen, sondern – 
falls sie ausgeprägt vorhanden ist – auch ihre kritische Praxis. Damit ist die Art und 
Weise gemeint, auf die sie das Sprechen über Kultur und kulturelle Differenz auf 
Grundlage ihrer eigenen Theorie als legitim oder illegitim bewerten. 

Bei der Arbeit handelt es sich also um eine auf spezifische Forschungsfragen zie-
lende vergleichende Rekonstruktion verschiedener Ansätze sowie um den Versuch 
ihrer Zusammenführung. Die Arbeitsweise orientiert sich an Heinz Steinerts (1988) 
Verständnis von Hermeneutik. Auch dieser betont, dass von zwei einander wider-
sprechenden Darstellungen nicht unbedingt eine richtig und die andere falsch sein 
muss. Vielmehr sei es auch möglich, dass beide je andere Aspekte des Gegenstands 
beleuchten und verdunkeln. Die Aufgabe der Wissenschaft bestehe dementsprechend 
weniger darin, zu bestimmen, wer von beiden recht hat, als vielmehr darin, heraus-
zuarbeiten, was die Bedingungen und Gründe für die abweichenden Aussagen sind 
und welche Seiten des Gegenstandes dadurch sichtbar oder unsichtbar werden. Der 
hermeneutische Ansatz, mit dem dies geschehen soll, ist nach Steinert weder ein 
»klappernder Algorithmus, den man nur genau befolgen müsste, damit unten die 
›Wahrheit‹ herausfällt« (Steinert 1998: 69), noch eine »Geheimlehre, mit deren Hilfe 
sich besondere und ›tiefe‹ Einsichten gewinnen ließen« (Steinert 1998: 69). Vielmehr 
gehe es darum, eine Reihe von »methodischen Regeln der Hermeneutik als ›Verste-
hens-Kunst‹« (Steinert 1998: 76) zu beachten. Diese Regeln des Verstehens teilt 
Steinert in drei grundsätzliche Voraussetzungen auf: »genau hinsehen« (Steinert 
1998: 76), »geduldig nachdenken« (Steinert 1998: 77) und »sich nicht dumm machen 
lassen« (Steinert 1998: 77). 

(5)  Ausklammerungen 

Um den Rahmen der Arbeit nicht zu sprengen, muss eine Reihe von Fragen ausge-
klammert bleiben. Erstens beschränke ich mich in den Kapiteln 1 und 2 weitestge-
hend auf die deutschsprachige Diskussion. Ich thematisiere diese Debatten in erster 
Linie, um darzulegen, welche Formen der theoretischen Reflexion notwendig sind. 
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Weil die deutschsprachige Debatte nur in geringem Maße von der englisch- und fran-
zösischsprachigen beeinflusst ist, kann sie gut isoliert betrachtet werden.18 

Zweitens unterlasse ich eine ausführliche Auseinandersetzung mit der teils hitzig 
diskutierten Frage, welches Wort genutzt werden sollte, um Ressentiments und Mar-
ginalisierungsprozesse gegen Islam und Musliminnen zu bezeichnen. Zu den gängi-
gen Vorschlägen zählen: Antiislamismus, Antimuslimismus, Islamophobie, Is-
lamphobie, Islamfeindlichkeit, Islamfeindschaft, Muslimfeindlichkeit, antiislami-
sches Ressentiment, antimuslimisches Ressentiment und antimuslimischer Rassis-
mus.19 Wenn ich die Thesen anderer Autorinnen wiedergebe, benutze ich dafür je-
weils ihre eigene Terminologie. Wenn ich zum Ende des Buches meine eigenen The-
sen entwickle, verwende ich in Anknüpfung an die in Kapitel 2 diskutierten Ansätze 
den Begriff antimuslimischer Rassismus, weil dieser stärker als die anderen an einen 
elaborierten und theoretisch fundierten Begriffsapparat anschließt. 

Drittens klammere ich die äußerst zugespitzten Streitigkeiten darüber aus, ob und 
inwieweit ein Vergleich oder gar eine Gleichsetzung von Ressentiments und Margi-
nalisierungen gegenüber Islam und Musliminnen einerseits und Antisemitismus an-
dererseits legitim ist. Auch diese Frage ist zweifelsohne relevant, allerdings bedarf 
sie einer ausführlicheren Thematisierung, als ich sie hier leisten könnte.20 

Viertens enthalte ich mich inhaltlicher Bestimmungen darüber, was genau post-
koloniale Theorie und kritische Theorie sind und welche Merkmale Texte aufweisen 
müssen, um diesen Theorien zugerechnet zu werden. Den »Streit um die Erbschaft 
der kritischen Theorie« (Dubiel 1994: 230) klammere ich ebenso aus wie den um die 
wahre Postkolonialität. Stattdessen verwende ich beide Begriffe als Eigennamen für 

                                                                                 

18  Ausnahmen sind der international sehr einflussreiche Bericht des englischen Runnymede 

Trust (1997) sowie die Berichte des European Monitoring Centre on Racism and Xeno-

phobia (EUMC 2002; 2006). Beide wurden auch in der deutschsprachigen Diskussion rege 

rezipiert, weshalb ich sie hier ebenfalls einbeziehe. Einer der wenigen Beiträge zur deutsch-

sprachigen Debatte, der die englisch- und französischsprachigen Diskussionen systema-

tisch rezipiert, ist die Untersuchung von Müller-Uri (2014, s. Kapitel 5). 

19  Zur terminologischen Diskussion s. z.B. Allen (2010), Attia (2009a: 7-9, 48-51, 95-96), 

Bielefeldt (2009: 182-183; 2010: 2), Schiffer/Wagner (2009: 81-84), Bühl (2010: 287-

295), Eickhof (2010: 13-22, 41-45), Biskamp (2011: 138-139), Deutsche Islam Konferenz 

(2011: 2-5), Pfahl-Traughber (2011), Schiffer (2011: 27-29), Schneiders (2012b: 9-10) o-

der Müller-Uri (2014: 99-110). Viele der Überlegungen sind plausibel, so dass es überzeu-

gende Plädoyers für ganz verschiedene Begriffe gibt. Wie Müller-Uri (2014: 104-105) an-

merkt, ist die Vehemenz, mit der dabei auf etymologischen und semantischen Argumenten 

beharrt wird, nicht immer produktiv. 

20  Zur Diskussion über den Vergleich von Antisemitismus und antimuslimischem Rassismus 

s. z.B. Benz (2009), Müller (2008d), Botsch et al. (2012), Shooman (2012c) und Müller-

Uri (2014: 120-123). 
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Theorie-Traditionen. Unter postkolonialer Theorie beziehungsweise Postcolonial 
Studies verstehe ich Werke, die an Saids Orientalismusstudie sowie die Subaltern 
Studies anschließen, nehme aber keine Reflexionen darüber vor, was genau sie post-
kolonial macht. Unter neuerer kritischer Theorie verstehe ich Werke, die an die 
Schriften von Habermas nach seiner kommunikationstheoretischen Wende anschlie-
ßen, diskutiere aber nicht, inwiefern es sich bei den Autorinnen um ›legitime Erbin-
nen‹ der kritischen Theorie von Horkheimer, Adorno usw. handelt. Der Einfachheit 
halber werde ich auch schlicht von kritischer Theorie sprechen.  

Fünftens gehe ich nicht ausführlich auf die Referenztheorien der einzelnen The-
oretikerinnen ein. Ich nehme keine systematischen Rekonstruktionen von Foucault, 
Gramsci, Derrida, Marx, Kant, Austin oder Weber vor, um dann Saids, Bhabhas, 
Spivaks, Habermas’ oder Benhabibs Interpretationen der jeweiligen Werke vor die-
sem Hintergrund zu lesen. Vielmehr setze ich direkt bei letzteren an. 

Sechstens geht mit meiner Entscheidung für diese beiden Referenztheorien not-
wendigerweise eine Entscheidung gegen andere einher. Womöglich könnte man die 
von mir hier vorgenommenen Reflexionen ebenso gut oder noch besser in einem an-
deren Framework vollziehen, etwa durch eine komplementäre Lektüre von Laclau 
und Honneth21, Hall und Forst, Mignolo und Rawls, Coronil und Fraser oder Nietz-
sche und Kant. All diese und andere mögliche Ansätze bleiben hier aber weitestge-
hend undiskutiert. Ich hoffe, die Wahl der Referenztheorien erweist sich durch die 
Stichhaltigkeit der Ergebnisse als gerechtfertigt. 

                                                                                 

21  Diese beiden Ansätze liest Andrea Härtel in einem Dissertationsprojekt gegeneinander, das 

sie ebenso wie ich die vorliegende Arbeit am Gießener GCSC verfolgt. Sie verweist mit 

anderen Referenzen und anderen Schwerpunkten auf ähnliche theoretische und politische 

Dilemmata in den ›Islamdebatten‹. 




